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� Nachdem die Deutsche
Annington dem Mieter-

verein Aachen mehrere Ordner
zur Nebenkostenabrechnung
zugesandt hatte wurde Anfang
Juli ein gemeinsames Gespräch
von Vertretern des Mieterver-
eins und der Deutschen An-
nington durchgeführt. Hierbei
war die Deutsche Annington
mit drei Vertretern anwesend.
Im Rahmen eines mehr als
zweistündigen Gespräches
wurden verschiedene Proble-
me der Vergangenheit bespro-
chen.
Frank Hilbig als Vertreter der
Deutschen Annington hat die
Nebenkostensituation und die
Nebenkostenpositionen erläu-
tert und versucht darzustellen.
Cornelia Schmidt und der Ge-
schäftsführer Hans Knops als
Vertreter des Mietervereins ha-
ben den Standpunkt der Mie-
tervertreter nochmalig klarge-
macht.
Hierbei wurde insbesondere
darauf hingewiesen, dass ver-
schiedene Entscheidungen aus
der nahenVergangenheit durch
das Amtsgericht Aachen die
Rechtsauffassung des Mieter-
vereins mehrfach bestätigt ha-
ben. So ist mit dem Aktenzei-
chen 111 C 150/10 vom 15. Ju-
ni 2010 nochmalig durch das
Amtsgericht bestätigt worden,
dass die Nebenkostenabrech-
nungen in der derzeitigen Form
keineswegs als ordnungsge-
mäß zu betrachten sind.
Ungeachtet dessen besteht wei-
terhin die Gefahr, dass es er-
neut zu verschiedenen gericht-
lichen Verfahren kommen
wird.
Die Deutsche Annington hat
Vorschläge gemacht, inwie-
weit der bisher geführte
Schriftverkehr gegebenenfalls

im Interesse der Mieter schnel-
ler durchgeführt werden kann.
Es bleibt abzuwarten, ob die im
Rahmen des Gesprächs ge-
machten Zusagen tatsächlich
durch den Wohnkonzern ein-
gehalten werden.
Die Mietervertreter haben
nochmalig klargemacht, dass
aufgrund der übersandten Ak-
ten sowie der Darstellung wei-
terer Schriftverkehr geführt
werden muss. Nach der derzei-
tigen Auffassung des Vereins
sind die Betriebskostenabrech-
nungen für das Objekt Preus-
wald nicht als ordnungsgemäß
zu betrachten. Insoweit wird
weiter im Interesse aller Mieter
Schriftverkehr notwendig sein.
Viele Mitglieder haben zwi-
schenzeitlich Mahnungen er-
halten. Auf diesen Missstand
hat der Verein nochmalig hin-
gewiesen, da er der Auffassung
ist, dass es wohl ausreichend
sein sollte, dass die Interessen-
vertretung ausschließlich über
den Mieterverein erfolgt. Für
zusätzliche Mahnungen und
Einzugsermächtigungen be-
steht somit kein Anlass.
Frank Hilbig hat zugesichert,
dass gegebenenfalls diese un-
nötigen Auswüchse eingestellt
werden. Auch dies bleibt abzu-
warten.
Der Verein setzt alle Mitglie-
der davon in Kenntnis, dass er
sie selbstverständlich direkt in-
formiert, sollte in ihrer Neben-
kostenangelegenheit eine Be-
sprechung notwendig sein. So
erhalten alle Mitglieder in den
nächsten Wochen untermittel-
bar entsprechende Informatio-
nen.
Durch die Deutsche Annington
wurden demMieterverein auch
bestimmte Kontakttelefon-
nummern benannt, in denen es

Erste Gespräche mit der
Deutschen Annington

möglich sein soll, in akuten
Ausnahmefällen schnelle Hilfe
zu erhalten.
Das Gespräch wurde in einer
guten sachlichen Atmosphäre
geführt. Hierbei ist jedoch fest-
zuhalten, dass beide Ge-
sprächspartner an ihren bishe-
rigen Auffassungen festhalten.
Die Vertreter der Deutschen
Annington haben erklärt, dass
intern Maßnahmen ergriffen
worden seien, die zu einer Ver-
besserung der Kommunikation
mit den Mietern als ihre Kun-
den führen sollten.
Der Verein bittet seineMitglie-
der insoweit, ihn davon in
Kenntnis zu setzen, ob dies tat-
sächlich der Fall ist. Auch be-

steht die Möglichkeit, kosten-
frei mit der Deutschen Anning-
ton unter der Telefonnummer
08 00/46 00 70 00 Kontakt auf-
zunehmen.
Der Verein bittet, über entspre-
chende Erfahrungen den jewei-
ligen Sachbearbeiter des Mie-
tervereins zu informieren.
Leider konnten die umfangrei-
chen Instandsetzungs- undMo-
dernisierungsarbeiten im
Preuswald nicht ausführlich
besprochen werden. Der Ver-
ein bittet die Mitglieder, den
Zustand des von ihnen be-
wohnten Hauses gegebenen-
falls fotografisch festzuhalten,
um insoweit Argumentations-
unterstützung im Rahmen et-
waiger Erhöhungen zu haben.
Die Mieter werden nach den
Sommerferienentsprechende In-
formationen durch die Ge-
schäftsstelle und die jeweiligen
Sachbearbeiter erhalten. Es ist
davonauszugehen,dassdasThe-
ma Deutsche Annington noch
lange dieMieter und denMieter-
verein beschäftigenwerden. �

Mietspiegel
Bereits in der MieterZeitung Juni 2010 hat der Mieter-
verein Aachen darauf hingewiesen, dass die Mietspie-
gelverhandlungen über den neuen Mietspiegel der
Stadt Aachen im Herbst des Jahres anstehen.

Der Verein möchte nochmalig daran erinnern, dass es
wichtig ist, dass viele Informationen über die derzeiti-
ge Mietsituation erhoben werden.

Die Datenerfassung wird durch den Fachbereich
Wohnen der Stadt Aachen im Rahmen einer Miet-
preisumfrage durchgeführt.

Die Erfassungsbögen sind in der Geschäftsstelle des
Mietervereins erhältlich sowie über die Internetseite
der Stadt Aachen Wohnungsamt und über die Inter-
netseite des Vereins unter www.mieterverein-
aachen.de abrufbar.

Der Verein bittet um rege Teilnahme und bedankt sich
bei den Mitgliedern, die bereits hieran teilgenommen
haben.
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Verbesserung der Wohnsituation
Die Stadt Aachen hat erhebliche Aktivitäten entfaltet, um eine Stadtteilkonferenz
Preuswald durchzuführen. Innerhalb dieser Stadtteilkonferenz sollen die vor Ort täti-
gen Institutionen im Rahmen eines gemeinsamen Gespräches prüfen, inwieweit das
Viertel freundlicher gestaltet werden kann und so zur Verbesserung der Wohnsituati-
on aller 2.100 Bewohner beigetragen wird.

In den Aachener Nachrichten vom 6. Juli 2010 ist umfassend darauf hingewiesen wor-
den, dass im Rahmen einer Stadtteilkonferenz Pläne erstellt werden sollen, die zur
Verbesserung der Wohnsituation führen.

Der Mieterschutzverein Aachen ist nicht als Initiative hierzu eingeladen worden. Der
Verein wird jedoch an die Stadt herantreten, um mehr Informationen über die Veran-
staltung zu fordern.

Es bleibt abzuwarten, inwieweit eine Verbesserung der Wohnsituation durch die Stadt-
teilkonferenz erwirkt wird.

Geplant ist, dass gegebenenfalls eine neue Art von Stadtteilbüro errichtet wird. Auf-
grund der derzeitigen Kostensituation der Stadt ist es jedoch nicht möglich, im Rah-
men des NRW-Programms „Soziale Stadt“ das Bürgerbüro zu fördern. Geplant ist je-
doch, eine Anlaufstelle für Menschen vor Ort zu schaffen.

Für ein erfolgreiches Quartier-Management soll zudem ein selbst verwalteter Quar-
tiersfonds von circa 2.000 Euro jährlich zur Verfügung gestellt werden.

Es bleibt abzuwarten, inwieweit gegebenenfalls die Versprechen eingehalten werden
und nach den Sommerferien ein kleines Ladenzentrum eröffnet wird. Besonders bleibt
abzuwarten, inwieweit die Zusagen durch die Deutsche Annington für eine Verbesse-
rung der Wohnsituation eingehalten werden.

� Das Semester 2010/2011
und der doppelte Abitur-

jahrgang stehen kurz bevor. Es
besteht Gefahr, dass nicht aus-
reichend Wohnraum in Aachen
für die Studierenden vorhanden
ist.
Das nordrhein-westfälische Mi-
nisterium für Forschung und
Technologie wirbt derzeitig da-
mit, dass niemand befürchten
muss, keinenStudienplatz zu er-
halten, es seien ausreichend
Wohnraum und ausreichende
Studienplätze vorhanden.
Bekanntlich beginnen mit dem
Jahre 2013 zwei Abiturjahrgän-
ge mit dem Studium, so dass zu
befürchten steht, dass erheb-
liche Engpässe auftreten.
Zwar wirbt die Broschüre des
Ministeriums damit, dass zu-
sätzliche Wohnplätze in den
Studentenwohnheimen ge-
schaffen werden, damit die Stu-

denten für dieDauer ihres Studi-
ums ein bezahlbares Dach über
demKopf haben. Jedoch ist eine
Bedarfsanalyse erst imZuge der
Beratungen des Haushaltes
2011 vorgesehen, unabhängig
von den zur Verfügung stehen-
den Mitteln im Haushalt. Der-
zeit gibt es keine Informationen
über zusätzliche Landesmittel
aus demMinisterium.
Es bleibt insoweit abzuwarten,
wie die neue Landesregierung
die Mittel zur Verfügung stellt,
um die strukturellen Probleme
innerhalb der Universitätsstät-
ten zu bewältigen.
Der Geschäftsführer des Stu-
dentenwerks Aachen, Dirk
Reitz, befürchtet, dass es gege-

benenfalls zu erheblichen Eng-
pässen aufgrund der einge-
schränkten finanziellen Mittel
kommt.
Die derzeitigeWerbung desMi-
nisteriums grenzt an Irrefüh-
rung.Wenn dieMittel erst Ende
dieses Jahres genehmigt wer-
den, ist es zweifelhaft, dass bis
zum Wintersemester 2013 die
neuen Zimmer auch zur Verfü-
gung stehen. Der Studierenden-
ausschuss (AStA) hält dies für
eine vertane Chance, den stu-
dentischen Wohnungsmarkt zu
entlasten. Benedikt Biesemey-
er, Projektleiter Wohnen aus
dem Sozialreferat, weist darauf
hin, dass schon jetzt die Woh-
nungen in Aachen nicht ausrei-

chen, um die neuen Studenten
zu bezahlbaren Mieten unterzu-
bringen. Wenn dann zwischen
2013 und 2014 noch bis zu
4.000 Wohnungen mehr benö-
tigt werden,werde sich die Lage
dramatisch zuspitzen.
DerMieterschutzverein Aachen
hat mit dem AStA der RWTH
eine Kooperation für die Miet-
rechtsberatung getroffen. Fer-
ner unterstützt er den AStA in-
nerhalb der Öffentlichkeitsar-
beit, um auf die besondere Si-
tuation der Studenten hinzuwei-
sen.
Es ist festzustellen, dass die
Mieten gerade für Studenten er-
heblich angestiegen sind. Auch
hat die Verknappung von
Wohnraum dazu geführt, dass
Wohnungen angeboten werden,
die sich in einemmiserablenZu-
stand befinden. Gerade im Be-
reich des studentischen Woh-
nens sind Verschärfungen auch
in der Vertragsgestaltung fest-
zustellen.
Der Mieterverein Aachen wird
somit den AStA sowie die Stu-
denten unterstützen, dass aus-
reichend Druck entsteht, um
verbesserteWohnsituationen zu
schaffen. Die Lage zum kom-
mendenWintersemester und die
darauf folgenden Semester darf
nicht wie in den vergangenen
Jahren unterschätzt werden.
Derzeit fehlt es insoweit an ei-
nem Wohnkonzept der Verant-
wortlichen.
DerMieterschutzverein Aachen
und der AStA planen in naher
Zukunft gemeinsame Aktionen,
umauf diePolitiker unddasStu-
dentenwerk Druck auszuüben.
Sie appellieren an alle Vermie-
ter und potenzielle Vermieter,
Wohnraum für Studenten anzu-
bieten und zu schaffen.
Über die weiteren Aktionen
wird der Verein selbstverständ-
lich auch in der MieterZeitung
berichten. �
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Nachrichten aus dem Landesverband
Nordrhein-Westfalen

� Am7. Juli 2010 haben die
Parteien SPD und Bünd-

nis 90/Die Grünen ihren Ent-
wurf für eine Koalitionsverein-
barung vorgelegt. Auf getrenn-
ten Parteitagen haben SPD und
Bündnis 90/Die Grünen der
Vereinbarung zugestimmt.

Kündigungsschutz soll
verbessert werden

Im Koalitionsvertrag ist vorge-
sehen, dass die Kündigungs-
sperrfristverordnung wieder
eingeführt wird. Diese Verord-
nung befasst sich mit dem Kün-
digungsschutz für Mieterinnen
und Mieter nach der Umwand-
lung ihrer Wohnung in eine Ei-
gentumswohnung. Immer dann,
wenn ein Haus nicht als Einheit,
sondern nur einzelne Wohnun-
gen verkauft werden, entstehen
dadurch sogenannteEigentums-
wohnungen. Das Bundesrecht
sieht vor, dassMietern nach die-
serUmwandlung drei Jahre lang
nicht gekündigt werden kann,
die sogenannte Kündigungs-
sperrfrist.
Unter Rot-Grün in NRW gab es
eine Verordnung, die diese Frist
auf acht bis zehn Jahre verlän-
gerte, wenn es in den jeweiligen
Kommunen schwierig war, eine
neue Wohnung zu finden. Die
Regierung Rüttgers hatte diese
Verordnung 2005 entgegen al-
len sozialen Beteuerungen er-
satzlos abgeschafft.
Mit der neuen Regelung wird es
wiedermöglich sein, die Kündi-
gungssperrfrist auf bis zu zehn
Jahre zu verlängern.

Kommunen sollen
gestärkt werden

Um die Kommunen wieder in
den Stand zu versetzen, aktiv
den lokalenWohnungsmarkt zu
steuern, werden verschiedene
Unterstützungsleistungen zuge-
sagt. So soll die Zweckentfrem-
dungsverordnung wieder in

Kraft gesetzt werden. Durch die
ebenfalls von der CDU/FDP-
Regierung abgeschaffte Zweck-
entfremdungsverordnung wird
es den Kommunen ermöglicht,
Eigentümer mit großen Leer-
ständen durch Verfügungen zur
Vermietung zu zwingen und ih-
nen beiNichtbefolgungBußgel-
der aufzuerlegen. Auch dem
Verfall von Wohnungen kann
so begegnet werden.
Im Koalitionsvertrag heißt es,
weitere Instrumente zur Siche-
rung von Mietpreis- und Bele-
gungsbindung sowie zur Stabi-
lisierung von Wohnquartieren
würden etabliert. Belegungsbin-
dung bedeutet, dass Kommunen
für bestimmte Wohnungen das
Recht erhalten, diese mit Miete-
rinnen und Mietern zu belegen,
die auf dem freien Wohnungs-
markt ansonsten keine Woh-
nung finden können.

Schluss mit der
Privatisierung von
kommunalen
Wohnungsunternehmen!
Die Koalitionsvereinbarung
spricht sich ausdrücklich dage-
gen aus, kommunale Woh-
nungsunternehmen zum Zwe-

cke der Haushaltssanierung zu
veräußern. Demnach kann da-
von ausgegangen werden, dass
unter der Minderheitsregierung
von Rot-Grün auch die Kom-
munen imHaushaltssicherungs-
konzept keine Weisungen der
Bezirksregierungen erhalten,
ihre Wohnungsgesellschaften
zu verkaufen. Vielmehr sollen
dieseUnternehmen gestärkt und
bei ihrer wichtigen Aufgabe der
Daseinsvorsorge in den Kom-
munen unterstützt werden.

Grundrecht auf Wohnen
wird geprüft

Die Koalition will prüfen las-
sen, ob und in welcher Form ein
Recht auf gesundes und bezahl-
bares Wohnen in der Landes-
verfassung von Nordrhein-
Westfalen verankert werden
kann. Damit erfüllen die beiden
Parteien ein weiteres Wahlver-
sprechen.
Die Verankerung eines solchen
Grundrechtes würde insbeson-
dere für Menschen ohne festen
Wohnsitz eineVerbesserung ih-
res rechtlichen Status bedeuten.

Wohnungsbauförderung
wird wieder
Mietwohnraumförderung
Es ist eine Verschiebung des
Schwerpunktes der Wohnungs-
bauförderung weg von der bis-
her im Vordergrund stehenden
Eigenheimförderung hin zur
massiven Förderung des Miet-
wohnungsbaus in Geschossbau-
ten. Diese Verschiebung ist we-
gen der angespannten Woh-
nungsmärkte in der Rheinschie-
ne und vielen Universitätsstäd-
ten im Land dringend notwen-
dig und wurde vomMieterbund
NRW immer wieder gefordert.
Ein kleiner Wermutstropfen
liegt darin, dass es zukünftig
kein eigenes Ministerium mehr
für denWohnungsbau gibt. Die-
ser Bereich wird eingegliedert

Mieterrechte werden gestärkt!
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in ein neues „Ministerium für
Wirtschaft, Energie, Bauen,
Wohnen und Verkehr“.

Volumen der
Wohnungsbauförderung
noch unklar
Besonders kritisch betrachtet
der Mieterbund NRW, dass
noch unklar ist, wie hoch die
Wohnraumförderung im Jahr
2011 ausfallen wird. Offenbar
haben CDU und FDP in den
letzten Jahren massiv die Sub-
stanz des revolvierenden Woh-
nungsbaufonds verkleinert.
Dies geschah durch Verlage-
rung von Belastungen aus dem
Haushalt hin zu diesem Fonds
und durch Abschöpfung der
Überschüsse. Erst nach einem
„Kassensturz“ wird hier Klar-
heit herrschen. Allerdings wird
sich der Mieterbund massiv da-
für einsetzen, dass eine Förde-
rung auf bisherigem Niveau er-
halten bleibt – notfalls durch zu-
sätzlichen Einsatz von Haus-
haltsmitteln. Die Aufgaben der
Wohnungsbauförderung sind zu
vielfältig und zu wichtig, um an
dieser Stelle zu sparen.

Fazit

Insgesamt ist es erfreulich, dass
es nach fünf Jahren Vernachläs-
sigung der Mieterrechte und
Ausverkauf von Zehntausenden
von Mieterhaushalten an „Heu-
schrecken“ zumindest dem Ko-
alitionsvertrag nach wieder in
eine mieterfreundlichere Rich-
tung in NRW geht. Dazu erklärt
der Vorsitzende der Deutschen
Mieterbundes Nordrhein-West-
falen, Bernhard von Grünberg:
„Wir werden aufmerksam darü-
ber wachen, dass die Verabre-
dungen auch eingehalten und in
tatsächliche Gesetzesvorhaben
umgesetzt werden.“ �

Harry Kurt Voigtsberger,
Minister für Wirtschaft, Energie,

Bauen, Wohnen und Verkehr


